
ethik als solcher verbunden. Wo die Macht der Aus­
beutung gebrochen ist, dort verwirklicht sich das Recht 
auf Arbeit (und nur dort). Wo sich das Recht auf 
Arbeit aber verwirklicht, ist der Boden für die 
materiale Wertethik „des sozialistischen Arbeitsherois­
mus“, den brüderlichen Wettbewerb für sich selbst 
tätiger Menschen bereitet.

Es ist ebenso bedauerlich, daß die Tagesordnung 
nicht einmal solche andeutenden Erörterungen zuließ, 
wie es unverständlich ist, daß beide Referenten der 
Auseinandersetzung mit dem Marxismus-Leninismus 
aus dem Wege gingen, so als gäbe es ihn nicht, als 
sei er ihnen unbekannt oder als seien sie ihm nicht 
gewachsen.

Interessant war die Feststellung von Professor 
K a u f m a n n ,  das Bonner Grundgesetz, das die „für 
den heutigen Menschen“ überaus wichtigen Sozial­
rechte nicht einmal erwähne, habe damit die eigent­
liche Problematik der Menschenrechte übersehen. Es 
wäre wissenswert, wie sich Professor Kaufmann diesen 
Mangel, der doch wohl kein zufälliger ist, erklärt, und 
was er als Berater der Bundesregierung zur Behebung 
des Mangels zu tun gedenkt.

Mit großer Schärfe formulierte Professor S c h ä t z e l -  
Bonn seinen Standpunkt: „Nur die Freiheitsrechte sind 
Naturrecht. Ich kann z. B. nicht einsehen, wieso der 
Urlaubsanspruch Naturrecht sein soll.“ Schätzei stellte 
weiter mit Entsetzen fest: „Die Kolonialvölker nutzen 
die Freiheitsrechte heute aus, um das politische Selbst­
bestimmungsrecht zu erlangen.“ Schätzei verteidigte 
daher die von Jellinek als mager charakterisierte Eu­
ropa-Konvention, zumal in der UN eine allgemeine 
Konvention doch nicht Zustandekommen werde.

Professor S t e i n i g e r  lenkte im Gegensatz zu dieser 
bewußt resignierenden Haltung die Aufmerksamkeit 
auf die Frage: „Welches sind die zentralen Hindernisse 
für eine allgemein annehmbare Kodifizierung der ele­
mentarsten Menschenrechte?“ Seine Antwort lautete: 
„Die größte reale Bedrohung aller Menschenrechte ist 
der Krieg, die wichtigste reale Voraussetzung einer 
Konvention ist der friedliche Wettstreit der beiden 
großen sozialökonomischen Systeme in der Welt.“ Als 
außerordentlich bedeutungsvoll für die Verwirklichung 
dieser Voraussetzung und für die Beseitigung der Kriegs­
drohung bezeichnete Steiniger zwei Beschlüsse der
6. Tagung der UN: 1. den Beschluß auf Aufnahme des 
Rechtes aller Nationen auf Selbstbestimmung in die 
Konvention über Menschenrechte, 2. den Beschluß auf 
Feststellung der Verpflichtung aller UN-Staaten, in 
ihren Gebieten, in den Gebieten ohne Selbstverwaltung 
und in den Schutzgebieten für die Verwirklichung der 
Menschenrechte bemüht zu sein. Professor Steiniger 
widersprach unter Berufung auf diese Beschlüsse der 
Verwandlung der Menschenrechte in Westeuropäerrechte 
oder, genauer gesagt, in Vorrechte der westlichen Im­
perialisten und Kolonisatoren. Er zeigte die Bedeutung 
jener Beschlüsse als weitere Rechtsgrundlagen für den 
nationalen Kampf um Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands und einen gerechten Friedensvertrag.

Die Referenten gingen in ihren Schlußworten auf die 
durch diesen Diskussionsbeitrag aufgeworfenen Fragen 
nicht ein.

Am letzten Tag der Konferenz berichteten die Pro­
fessoren M a k a r o v  u n d  K e g e l  über Gegenwarts­
fragen des internationalen Privatrechts. Über das erste 
Referat kann ich nicht berichten, da ich es leider nicht 
gehört habe. Das zweite befaßte sich mit der Frage: 
„Begriffs- und lnteressenjurisprudenz im internatio­
nalen Privatrecht.“ Kegel grenzte sich hierbei gegen 
den von Wengler aufgestellten „Grundsatz des politi­
schen Interesses“ als einer Überschreitung des ordre 
public ausdrücklich ab. Im übrigen entschied er sich 
für eine Verschmelzung der beiden Methoden: die 
Begriffsjurisprudenz bereite die Lösungen vor, die lnter­
essenjurisprudenz gebe die Lösung, in der die Begriffs­
jurisprudenz letzten Endes aufgehe. Diese Auffassung 
zeigt die innere Verwandtschaft beider Methoden, die 
beide Erscheinungsformen formalistischer Rechtsauf­
fassung bzw. Rechtsauflösung sind. Professor R a a p e 
griff in die Diskussion mit der Erklärung ein, das inter­
nationale Privatrecht sei „das kälteste Recht bloßer 
Zuordnungen“, womit die formal-abstrahierende Be­
trachtungsweise, die auch die übrigen Debatten der

Konferenz weitgehend beherrschte, ihre schärfste For­
mulierung fand.

Am Nachmittag des letzten Konferenztages ergab sich 
eine für die Lage der Wissenschaft in der Bundes­
republik ebenso kennzeichnende wie beschämende Si­
tuation. Zur Abschlußsitzung waren nur noch 17 Mit­
glieder (von ursprünglich etwa 50 ordentlichen Teil­
nehmern) erschienen. Es handelte sich zunächst um die 
Neuwahl des Vorsitzenden und der übrigen Organe der 
„Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht“. Mit 9 gegen 
8 Stimmen wurde der verdienstvolle, stets loyale, inter­
national geachtete, allerdings durch sein patriotisches 
Auftreten vielleicht auf dem Petersberg suspekt ge­
wordene Professor L a u n als Vorsitzender bestätigt. 
Es war mir ein Vergnügen, durch meine Stimme diese 
Entscheidung zu ermöglichen.

Sodann stand der Resolutionsentwurf Zuckermann- 
Steiniger zur Debatte, und hier vollzog sich der auch 
von westdeutschen Presseorganen als unwürdig bezeich­
nete Vorgang, daß einer der Teilnehmer nach dem 
anderen — bis auf drei — den Sitzungssaal verließ 
und der Vorsitzende, Professor Laun, schließlich be­
schämt den von seinen eigenen Initiatoren gesprengten 
Kongreß wegen Beschlußunfähigkeit ergebnislos ab­
schließen mußte.

Die Meinungsfreiheit der Wissenschaft in der Bundes­
republik, die auf dem Papier der Verfassung — nämlich 
durch Art. 5 des Grundgesetzes — verbürgt ist, stand 
nicht auf der Tagesordnung. Die Bonner Regiekünste 
haben sie stillschweigend daraufgesetzt. Denn man darf 
nicht glauben, daß jene jämmerliche Szene etwa ein 
Protest der Mehrzahl der westdeutschen Kollegen gegen 
unseren Resolutionsentwurf war. Einer der drei, die 
bis zuletzt blieben und der mit fadenscheinigen for­
malen Argumenten besonders lebhaft die Diskussion 
bestritten hatte, bis die Beschlußunfähigkeit endlich 
erreicht war, sagte hinterdrein: „Was sollten wir 
tun? Wir hatten die Wahl zwischen Ihrer Resolution 
und dem angedrohten Austritt der regierungsseitig ge­
bundenen Herren.“ Und ein anderer: „Die Resolution 
hatte nur einen entscheidenden Fehler ..., daß sie aus 
der DDR kam.“ Der dritte: „Wenn man an seine Ver­
antwortung denkt, kann einem angst und bange werden. 
Nun, ich bin alt ...“

Festzustellen ist noch, daß am Vorabend dieses letz­
ten Konferenztages die Professoren Kaufmann, Mosler 
und Grewe (wohl die am intensivsten „regierungsseitig 
gebundenen Herren“) von Dr. Adenauer dringend nach 
Bonn abberufen wurden. Das war — jedenfalls zeitlich 
— der Auftakt zu dem kümmerlichen Exodus. Presse­
berichterstattern verschiedener Zeitungen und Agen­
turen Westdeutschlands gaben wir die von ihnen er­
betenen Informationen, aber der uns versehentlich 
bekannt gewordene Schweigebefehl der Verwaltung an 
die Presse hat auch sie am Reden verhindert. So 
illustriert ein morsches System, dessen offizieller Ver­
treter den Vorwurf des Landesverrates gegenüber dem 
Schumanplan hinnehmen mußte, den Verfall von Recht 
und Gesetz.

Wie die Mehrzahl der Kongreßteilnehmer in Wahr­
heit denkt, ist in vielen Gesprächen deutlich geworden, 
aber im geschichtlichen Urteil wird niemand nach 
dem bewertet, was er insgeheim denkt, sondern nach 
dem, was er im entscheidenden Augenblick tut.

Anschließend veröffentlichen wir den von den 
Professoren Dr. Zuckermann und Dr. Steiniger 
eingebrachten Entwurf einer Resolution, deren 
Beratung durch die künstlich herbeigeführte 
Beschlußunfähigkeit der Konferenz verhindert 
wurde.

Entwurf
einer Entschließung der V. Hamburger Tagung 

der deutschen Gesellschaft für Völkerrecht
Die Erste Hamburger Tagung der deutschen Völker­

rechtslehrer vom 18. April 1947 stellte fest, daß die 
deutsche Nation auch nach der bedingungslosen Kapi­
tulation der Wehrmacht und der Besetzung ein Rechts­
subjekt im Sinne des allgemeinen Völkerrechts ge­
blieben ist. Die Rechtssubjektivität der deutschen Na­
tion kann jedoch nur gewahrt werden, wenn ein Frie­
densvertrag eine normale, den allgemeinen Grundsätzen
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